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Bisheriger Satzungstext Neuer Satzungstext 

§ 7 Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 

(1) Die zu entrichtende Steuer wird durch Steu-

erbescheid festgesetzt. Die Festsetzung gilt 

bis zum Erteilung eines neuen Steuerbe-

scheides. 

(2) Die Steuer ist in einer Summe am 01.07. 

eines jeden Jahres zu zahlen. Bei Beginn der 

Steuerpflicht in der 2. Jahreshälfte wird die 

Steuer erstmalig einen Monat nach Be-

kanntgabe des Festsetzungsbescheides fäl-

lig. Sie kann auch für das ganze Jahr im Vo-

raus entrichtet werden. Bis zur Bekanntgabe 

eines neuen Festsetzungsbescheides ist die 

Steuer jeweils am 01.07. eines Jahres weiter 

zu entrichten. Endet die Steuerpflicht wäh-

rend des Kalenderjahres, so ist die zuviel ge-

zahlte Steuer zu erstatten. 

 

 

(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der 

Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt 

oder mit einem solchen Hund zuzieht oder 

wer an Stelle eines abgeschafften, abhanden 

gekommenen oder eingegangenen Hundes 

einen neuen Hund erwirbt, kann die An-

rechnung der nachweislich bereits entrichte-

ten, nicht erstatteten Steuer auf die für den 

gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer 

verlangen. 

 

§ 7 Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 

(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder – 

wenn die Steuerpflicht erst während des 

Kalenderjahres beginnt – für den Rest des 

Kalenderjahres festgesetzt. 

(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach 

dem Zugehen des Festsetzungsbescheides 

für die zurückliegende Zeit und dann halb-

jährlich am 15. Mai und 15. November mit 

der Hälfte des Jahresbetrages fällig. Sie 

kann zum 15.Mai für das ganze Jahr im Vo-

raus entrichtet werden. Bis zum Zugehen ei-

nes neuen Festsetzungsbescheides ist die 

Steuer über das Kalenderjahr hinaus zu den 

gleichen Fälligkeitsterminen weiter zu ent-

richten. Endet die Steuerpflicht während des 

Kalenderjahres und wird dies dem Steuer-

amt rechtzeitig (§ 8 Abs. 2) schriftlich mit-

geteilt, so ist die zu viel gezahlte Steuer zu 

erstatten. 

(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der 

Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt 

oder mit einem solchen Hund zuzieht oder 

wer an Stelle eines abgeschafften, abhanden 

gekommenen oder eingegangenen Hundes 

einen neuen Hund erwirbt, kann die An-

rechnung der nachweislich bereits entrichte-

ten, nicht erstatteten Steuer auf die für den 

gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer 

verlangen. 
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§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 

Buchst. b) des Kommunalabgabengesetzes für 

das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. 

Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 04. Mai 2004 (GV NRW 

S. 228) handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. als Hundehalter entgegen § 5 Abs. 4 

den Wegfall der Voraussetzungen für 

eine Steuervergünstigung nicht recht-

zeitig anzeigt, 

2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 ei-

nen Hund nicht oder nicht rechtzeitig 

oder unter fehlender oder falscher An-

gabe von Hunderasse, Geschlecht und 

Alter anmeldet, 

3. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 2 ei-

nen Hund nicht oder nicht rechtzeitig 

abmeldet, 

4. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 3 ei-

nen Hund außerhalb seiner Wohnung 

oder seines umfriedeten Grundbesitzes 

ohne sichtbar befestigte gültige Steu-

ermarke umherlaufen lässt, die Steu-

ermarke auf Verlangen des Beauftrag-

ten der Stadt nicht vorzeigt oder dem 

Hund andere Gegenstände, die der 

Steuermarke ähnlich sehen, anlegt, 

5. als Grundstückseigentümer, Haushal-

tungsvorstand oder deren Stellvertreter 

sowie als Hundehalter entgegen § 8 

Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft 

erteilt, 

6. als Grundstückseigentümer, Haushal-

tungsvorstand oder deren Stellvertreter 

entgegen § 8 Abs. 5 die vom Steueramt 

übersandten Nachweisungen nicht 

wahrheitsgemäß oder nicht fristgemäß 

ausfüllt. 

 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 

Buchst. b) des Kommunalabgabengesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen handelt, 

wer vorsätzlich oder leichtfertig 

 

 

1. als Hundehalter entgegen § 5 Abs. 4 

den Wegfall der Voraussetzungen für 

eine Steuervergünstigung nicht recht-

zeitig anzeigt, 

2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 ei-

nen Hund nicht oder nicht rechtzeitig 

oder unter fehlender oder falscher An-

gabe von Hunderasse, Geschlecht und 

Alter anmeldet, 

3. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 2 ei-

nen Hund nicht oder nicht rechtzeitig 

abmeldet, 

(entfällt) 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. als Grundstückseigentümer, Haushal-

tungsvorstand oder deren Stellvertreter 

sowie als Hundehalter entgegen § 8 

Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft 

erteilt, 

5. als Grundstückseigentümer, Haushal-

tungsvorstand oder deren Stellvertreter 

entgegen § 8 Abs. 5 die vom Steueramt 

übersandten Nachweisungen nicht 

wahrheitsgemäß oder nicht fristgemäß 

ausfüllt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 

des Absatzes 1 mit einer Geldbuße von bis 

zu 5.000 Euro geahndet werden. 
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